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Potsdam verzichtet auf Anzeigen wegen
wiederholtem Schwarzfahren

In Potsdam wird das Schwarzfahren künftig nicht mehr
angezeigt. Stattdessen fällt ein erhöhtes

Beförderungsentgelt an.

Verkehr und Recht
Änderung der Handhabung bei
Schwarzfahren in Potsdam: Ein Schritt zur
Entkriminalisierung?
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In einer wegweisenden Entscheidung hat die Stadt Potsdam
einen signifikanten Wandel in ihrer Politik bezüglich des Fahrens
ohne gültigen Fahrschein vollzogen. Diese Reform könnte einen
größeren gesellschaftlichen Trend darstellen, der sich mit der
Entkriminalisierung bestimmter geringfügiger Delikte
auseinandersetzt.

Der neue Ansatz gegen Schwarzfahren

Die Verkehrsbetriebe Potsdam GmbH haben angekündigt, dass
Fahrgäste, die wiederholt ohne Fahrschein reisen, nicht mehr
strafrechtlich verfolgt werden. Ein Sprecher der Stadtwerke
bestätigte, dass die Stadtverordnetenversammlung diese
Entscheidung unterstützt hat, wobei sie den Oberbürgermeister
beauftragte, die wesentlichen Änderungen einzuleiten.



Reaktionen in der Bevölkerung

Die Entscheidung ist nicht nur eine Reaktion auf die niedrigen
Fallzahlen von Schwarzfahrern in Potsdam, sondern könnte auch
als Signal für eine weichere Handhabung von rechtlichen
Regelungen in ähnlichen Fällen verstanden werden. In der
Vergangenheit wurden lediglich einige wenige Fälle zur Anzeige
gebracht, was die Notwendigkeit für kriminelle Maßnahmen in
Frage stellt.

Finanzielle Aspekte und Strafen

Obwohl die strafrechtliche Verfolgung eingestellt wird, wird
Fahren ohne gültiges Ticket dennoch weiterhin mit einem
erhöhten Beförderungsentgelt von 60 Euro geahndet. Dies
hinterfragt jedoch, inwiefern die bestehenden finanziellen
Sanktionen als gerechtfertigt angesehen werden können,
besonders im Kontext von sozialer Gerechtigkeit und der
Erschwinglichkeit öffentlicher Verkehrsmittel.

Ein Schritt, der im Einklang mit anderen
Städten steht

Die Politik der Potsdamer Verkehrsbetriebe reflektiert einen
breiteren Trend in Deutschland, wo immer mehr Städte ähnliche
Richtlinien erwägen oder umsetzen, die auf eine Abkehr von
strafrechtlichen Maßnahmen abzielen. Während Schwarzfahren
an sich gemäß Bundesrecht weiterhin als Straftat gilt, können
Kommunen individuelle Entscheidungen treffen, die
möglicherweise die allgemeine Kriminalitätsrate senken und
gesellschaftliche Spannungen verringern.

Zusammengefasst könnte dieser Schritt in Potsdam nicht nur
den Umgang mit Schwarzfahren neu definieren, sondern auch
dazu beitragen, die Debatte über die Kriminalisierung von
geringfügigen Vergehen zu beleben. Zukünftige Entwicklungen
in dieser Richtung könnten entscheidend dafür sein, wie Städte



in Deutschland ihre Richtlinien in Bezug auf das öffentliche
Verkehrsrecht gestalten.
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